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Ein Kniefall vor dem  
Rechtspopulismus  
Das neue französische Kabinett hält 
nur so lange, wie das Stimmverhal-
ten des Rassemblement National 
(RN) unter der Fraktionsvorsitzen-
den Marine Le Pen es erlaubt. Für 
den von Staatspräsident Emmanu-
el Macron ernannten Premierminis-
ter Michel Barnier spielt sich das auf 
den beiden Feldern Migration und 
Staatsverschuldung ab. [...]

»Es geht um Europas  
Existenz«
Mario Draghi, der langjährige Chef 
der Europäischen Zentralbank 
(EZB), warnt vor einer »existenziel-
len Herausforderung« der EU. Ihr 
drohe »ein langsamer Todeskampf«, 
wenn sie nicht massiv investiere. Die 
europäische Wirtschaft brauche mas-
sive Investitionen und müsse deut-
lich innovativer werden. [...]

Alle Augen auf Wagenknecht   
Die Erfolge des »Bündnis Sahra 
Wagenknecht« (BSW) in den Wahlen 
sind spektakulär. Nach wenigen Mo-
naten hat diese Kaderformation um 
die Politikerin die seit langem schwä-
rende Krise des bundesdeutschen 
Parteiensystems aufgedeckt.  [...]
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Wahlen in Zeiten der 
Unsicherheit
von n Benjamin-Immanuel Hoff

während jeder Sechste sich von den Kri-
senlagen der Gegenwart überfordert 
fühlt. Während zwei Drittel der Überzeu-
gung sind, dass man in Deutschland den 
Lebensstandard wird nach unten korri-
gieren müssen, vertraut ein Drittel da-
rauf, dass sich die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse wieder verbessern. Ein Anteil 
von gerade einmal 39% informiert sich 
laut rheingold Institut noch ausführlich 
über das Weltgeschehen. Dies deckt sich 
mit den Januar-Daten von Infratest di-
map, laut denen mehr als die Hälfte der 
Wahlberechtigten den Nachrichtenkon-
sum häufig oder gelegentlich vermeidet.

Auf das als bedrohlich wahrgenom-
mene Grundgefühl im Sinne einer ge-
sellschaftlichen »Endzeitstimmung« 
reagieren die Bürger*innen mit Strate-

gien der Verdrängung und dem Rückzug 
ins Private: »Der Krieg in der Ukraine, 
der Klimawandel oder die Migrations-
krise werden von den meisten Men-
schen in ihrem Alltag ausgeblendet. […] 
Das wirkt wie ein Vorhang der Verdrän-
gung, der das private Leben zusehends 
von der öffentlichen Sphäre trennt. Le-
diglich die für den persönlichen All-
tag relevanten Themen wie Inflation, 
die Energiekrise oder die zunehmende 
Entzweiung der Gesellschaft kommen 
noch in die Wahrnehmung. […] Der Fo-
kus der Bürger wird auf die Stabilisie-
rung der eigenen Lebenswelt gerich-
tet. Die drängendsten Ängste haben die 
Menschen daher vor einem persönli-
chen Autonomieverlust. Die am Beginn 
der Coronakrise und des Ukrainekrie-
ges erlebten Ohnmachtsgefühle sollen 
sich nicht wiederholen.« (rheingold In-
stitut 2023)

Bereits im Vorfeld der Bundestags-
wahl 2021 diagnostizierte das Kölner 
Institut (»Rückzug ins Schneckenhaus 
statt Aufbruch-Stimmung vor der Bun-
destagswahl«, rheingold Institut 20921) 
ein »Machbarkeits-Dilemma«: Ange-
sichts einer nur als ausgesprochen ge-
ring eingeschätzten Selbstwirksamkeit, 
zur Lösung der gesellschaftlichen Pro-
bleme beitragen zu können, konzen
trieren sich die Wahlberechtigten dar-
auf, ihren privaten Alltag zu gestalten 
und darin Erfüllung und Selbstwirk-
samkeit zu finden. Die globalen und na-
tionalen Probleme, Jahrhundertereig-
nisse wie Hochwasser etc. werden zwar 
wahrgenommen als Ausdruck von not-
wendigen Veränderungen. Doch wird 
aus unterschiedlichen Gründen vor den 
damit verbundenen Einschränkungen 
und Zumutungen zurückgeschreckt. Ge-
sucht wird deshalb einerseits nach der 
charismatischen Persönlichkeit, »die 
sich der bevorstehenden Herkulesauf-
gabe annimmt und sie [die Wählerinnen 
und Wähler] kraftvoll aus den Proble-
men herausführt, andererseits konsta-
tieren sie mit einer Mischung aus Ent-
täuschung und Erleichterung, dass 
es solch eine Führungsgestalt eben 
nicht gibt. Die vermeintliche Schwä-
che der Kandidat*innen entbindet die 
Wähler*innen davon, selbst Stärke und 
Konsequenz angesichts der riesigen 
Herausforderungen zeigen zu müssen.«

Rund acht von zehn Bundesdeutschen, 
so ermittelte Infratest dimap im Ja-
nuar 2024, sahen verunsichert auf das 
vor ihnen liegende Jahr. Nur für 13% 
von ihnen lieferten die Verhältnisse in 
Deutschland Anlass zur Zuversicht, wo-
hingegen 83% sich beunruhigt äußer-
ten. So wenig zuversichtlich waren die 
Bundesdeutschen laut dem Deutsch-
landTREND zuletzt vor rund 20 Jahren.

Das tiefenpsychologisch arbeitende 
rheingold Institut in Köln kommt in ei-
ner Untersuchung für die Identity Foun-
dation aus dem Sommer des vergange-
nen Jahres »Deutschland auf der Flucht 
vor der Wirklichkeit« (rheingold Insti-
tut 2023) zu ähnlichen Erkenntnissen. 
Weniger als ein Viertel der Befragten fin-
det beim Blick auf die Politik Zuversicht, 
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Erfolgreich sind angesichts dieser 
Grundstimmung mit der AfD und dem 
BSW diejenigen politischen Kräfte, de-
ren Geschäftsmodell in der Bewirtschaf-
tung von Angst besteht und die eine 
Vergangenheit beschwören, die als Zu-
kunft wiederherzustellen wäre. Der Po-
litikwissenschaftler Wolfgang Schroeder 
sieht, bei großer Distanz und Unter-
schieden, fünf Gemeinsamkeiten zwi-
schen beiden Parteien. Eine davon 
besteht in der Inszenierung als Anti-
Grünen-Partei. So bieten sie für einen 
erheblichen Teil der Wählerinnen und 
Wähler einen bequemen Ausweg aus 
dem Machbarkeits-Dilemma. Indem 
die globalen Probleme und Jahrhun-
dert-Herausforderungen kleingeredet 
oder geleugnet werden, die Bewältigung 
komplexer Themen durch vermeint-
lich einfachste Lösungen gelingen soll 
und suggeriert wird, »dass Deutschland 
nicht an den großen Weltproblemen lei-
det, sondern an den kleinen und selbst-
gemachten Problemen des political cor-
rectness, des Genderns, der Migration 
und der Multi-Kulti-Idealisierung, der 
Auflösung der traditionellen Rollenmus-
ter oder der Klima-Hysterie« (rheingold 
Institut 2021).

Die Union reagiert auf das Machbar-
keits-Dilemma mit einer ambivalenten 
Strategie. Einerseits setzt sie sich osten-
tativ von der »Merkel-CDU« ab. Da-
für wiederum dient die Ampel-Regie-
rung im Bund als Projektionsfläche. In 
einer immer schärfer werdenden Kri-
tik an den Ampelparteien und nament-
lich auch an den Grünen entledigt sich 
die Merz-/Söder-Union des sozialkon-
servativen und gesellschaftlich libera-
len Merkel-Erbes und kann anderer-
seits die elektoral erfolgversprechenden 
Narrative der Angst-Bewirtschafter auf-
greifen. Gleichzeitig suggeriert die Kri-
tik an der Ampel-Regierung und ihren 
Maßnahmen zur Lösung der gesell-
schaftlichen Probleme, dass man die 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
letztlich doch im Merkel-Stil »entwe-
der alternativ- und visionslos abarbeiten 
oder einfach aussitzen kann« (rheingold 
Institut 2021).

Im Vorfeld der Bundestagswahl re-
agierten die Wähler*innen auf die be-
schriebene Ausgangslage mit dem 
Wunsch nach einem Stimmensplitting, 

um sich ihre Wunsch-Koalition zusam-
menzustellen. Dabei enthielt das »indi-
viduelle Koalitionsrezept drei Bestand-
teile:
n	 Die CDU und mittlerweile auch Olaf 

Scholz stehen für Konstanz und für 
ein bewegliches Weiter so.

n	 Die Grünen sollen den Wandlungs-
anspruch aufgreifen und moderate 
Anstrengungen gegen die Klimakrise 
umsetzen.

n	 Die FDP soll dafür einstehen, dass 
dabei persönliche Frei- und Spielräu-
me erhalten bleiben.« (Ebd.)

Die katastrophale Außenwirkung der 
Ampelkoalition hat diese Erwartung ei-
nes »get three for the price of one« 
nachhaltig enttäuscht. Acht von zehn 
Befragten in Brandenburg sind der 
Überzeugung, dass die Bundesregierung 
so viel streiten würde, dass im Land fast 
nichts mehr vorangeht. Auch knapp drei 
Viertel der SPD-Wählenden sind dieser 
Meinung. Dies bestätigt wiederum all 
diejenigen, die im Scheitern der selbst-
ernannten »Fortschrittskoalition« die 
Bestätigung dafür sehen, dass die Zu-
kunft Rückwärts heißt, wie der Norwe-
ger Anders Indset in einer Kritik am 
Zustand der CDU auf Table Briefings 
formuliert, deren Überschrift lautet: 
»CDU: Die Werbeplattform der AfD«.

Entsprechend dramatisch nehmen 
sich die Ergebnisse der Ampelparteien 
bei den diesjährigen Europa- und Land-
tagswahlen aus. Alle drei Parteien ver-
lieren – von regionalen Spezifika wie 
der SPD in Brandenburg abgesehen – 
deutlich. Dass die Ablehnung der Am-
pel nicht mit einer Wechselstimmung 
zugunsten der CDU verwechselt wer-
den darf, lässt sich daraus ablesen, dass 
in Brandenburg gemäß Infratest dimap 
gerade einmal ein Drittel der Wählen-
den der Meinung sind, dass CDU/CSU 
in der Bundesregierung einen besseren 
Job als die Ampel machen würden.

Das wilde Strampeln der Liberalen 
in der Ampel zeigt, dass ihnen das Was-
ser bis zum Hals steht. Zwar überspran-
gen sie die für das Europaparlament 
nicht relevante 5%-Hürde, doch sind 
sie in Sachsen und Brandenburg weiter-
hin und in Thüringen künftig außerpar-
lamentarisch. In allen drei Ländern er-
hält die FDP Werte um 1%. Die Partei 
ist neben der Bundesregierung nur noch 

in zwei Ländern, Rheinland-Pfalz und 
Sachsen-Anhalt, in einer Landesregie-
rung vertreten. In beiden Ländern steht 
2026 die nächste Landtagswahl an. Als 
die FDP vor etwas mehr als zehn Jah-
ren erstmals seit 1949 aus dem Bun-
destag ausschied, beschrieb ich als eine 
der Ursachen die Entkopplung zwischen 
dem normativen Bild, das Bürger*innen 
von einer liberalen Partei zeichnen und 
der nur geringen Schnittmenge, die die-
ses Bild mit der Sicht auf die FDP auf-
weist. Richard Herzinger konstatierte 
seinerzeit in der WELT, der FDP eigne 
»ein steriler Propagandismus [an], der 
das idealisierte Modell einer freiheitli-
chen Gesellschaft der Lebenswirklich-
keit Deutschlands entgegenhält und so 
den Eindruck eines sektenhaften Funda-
mentalismus vermittelt. […] Je schriller 
und unbedingter dieser Anspruch vor-
getragen wird, umso größer sind dann 
freilich auch Enttäuschung und Zorn 
der Wähler, wenn die FDP in der Regie-
rung wieder einmal kaum etwas davon 
umzusetzen in der Lage war.« Dieses 
Muster hat sich seither nicht wesentlich 
verändert und macht die Partei auf Bun-
desebene verlässlich unzuverlässig. Egal 
ob sie nun mit der Union oder mit SPD 
und Grünen gemeinsam regiert.

Sowohl die regressive politische 
Grundstimmung als auch das Dauer-
feuer von im Wesentlichen allen Par-
teien, am wenigsten noch der SPD, an 
den Grünen schufen ein Klima, dem 
die Partei außer Trotz und in den ost-
deutschen Ländern den Aufruf zum tak-
tischen Wählen zugunsten der Grü-
nen nichts entgegenzusetzen hatte. In 
Thüringen ist die Partei erstmals seit 
2009 wieder außerparlamentarisch, in 
Sachsen rettete sie sich auf 5,1 % und 
wäre ansonsten auch durch die dor-
tige Grundmandatsklausel in den Land-
tag eingezogen. Obwohl bei der 18-Uhr-
Prognose noch bei 5% gemessen, 
verfehlen die Brandenburger Grünen 
am Ende mit 4,1% den Einzug in das 
Potsdamer Landesparlament deutlich. 

Benjamin-Immanuel Hoff ist Sozialwissen-
schaftler, war ab 2014 Chef der Thüringer 
Staatskanzlei. Sein Blog heißt »Nachdenken im 
Handgemenge«, sein Podcast »Viertelstunde 
Thüringen«. Im VSA: Verlag gab er 2023 den 
Band »Neue Wege gehen. Wie in Thüringen ge-
meinsam progressiv regiert wird« heraus.
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Auch der Wahlkreis Potsdam II kann 
sie nicht mehr retten – den gewinnt mit 
deutlichem Vorsprung die SPD.

Gesiegt hat bei allen diesjährigen 
Wahlen die AfD. In Thüringen ist die ge-
sichert rechtsextreme Partei erstmals 
stärkste Partei. In Brandenburg und 
Sachsen wird sie mit deutlichem Zu-
wachs jeweils zweitstärkste Partei. So-
wohl in Potsdam als auch in Erfurt ver-
fügen die Rechtsextremisten über die 
sogenannte Sperrminorität. In Sachsen 
verfehlte sie diese um einen Sitz, den 
jedoch gegebenenfalls der eine direkt 
in den Landtag gewählte Vertreter der 
Freien Wähler auffüllen könnte. Gegen 
die AfD können also keine Entscheidun-
gen bei all denjenigen Aspekten getrof-
fen werden, in denen eine Hürde von 
Zweidritteln vorgesehen ist.

Die Partei erhält nun Einfluss auf die 
Zusammensetzung der jeweiligen Ver-
fassungsgerichte oder der Rechnungs-
höfe und wird ihre Einflussnahme auf 
die Zusammensetzung der Justiz in den 
Wahlausschüssen für die Richter*innen 
und Staatsanwält*innen verstärken 
können. Die unterminierende Wir-
kung auf die rechtsstaatlichen Säu-
len unserer Gesellschaft liegen auf der 
Hand. Die Strategie der Entlarvung der 
Rechtsextremist*innen gegenüber der 
Öffentlichkeit in Parlament und Me-
dien kann als gescheitert angesehen wer-
den in einem gesellschaftlichen Klima, 
das die Themen der AfD dauerhaft hof-
fähig macht und die von ihnen gesetzten 
Diskursverschiebungen bereitwillig mit-
macht. 

Bei allen drei Landtagswahlen war 
nicht das Thema Migration wahlent-
scheidend, sondern vielmehr die Sorge 
um die wirtschaftliche Lage und die so-
ziale Sicherheit. Doch spielte dies im 
medialen und öffentlichen Dauerfeuer 
des Überbietungswettbewerbs um eine 
möglichst restriktive Abschottungspoli-
tik keine Rolle. So überrascht es nicht, 
dass acht von zehn AfD-Wählenden in 
Brandenburg der Überzeugung sind, die 
Partei stünde in der politischen Mitte, 
statt rechts. Und selbst wenn nicht, ist 
dies mehr als drei Vierteln der AfD-
Wählenden nach eigener Aussage ge-
genüber Infratest dimap egal, solange 
die rechtsextreme Partei »die richtigen 
Themen anspricht«.

So stark die AfD ist, so schwach ist 
Die Linke. Bei allen drei ostdeutschen 
Landtagswahlen verliert die sich seit 
Jahren im Dauerkrisenmodus befind-
liche Linkspartei deutlich. In Sachsen 
rettet sich die Partei mit zwei in Leip-
zig gewonnenen Direktmandaten in 
den Landtag, verfehlt die 5%.Hürde mit 
4,5% aber klar. Ebenso wie Grünen und 
Freien Wählern bleibt auch der Lin-
ken in Brandenburg der Rettungsan-
ker Grundmandat verwehrt. Sie verliert 
knapp acht Prozentpunkte und schlägt 
mit 2,98% so hart auf dem Boden auf, 
dass es noch lange wehtun wird. Auch 
in Thüringen wird die letzte verblie-
bene linke Hochburg geschleift. Die Par-
tei büßt trotz des extrem populären Mi-
nisterpräsidenten Bodo Ramelow knapp 
18 Prozentpunkte ein. Nur wenige 
Male stürzten Parteien in vergleichba-
rer Weise ab. Auf Basis der gegenwärtig 
vorliegenden Daten lassen sich folgende 
fünf Annahmen formulieren:
n	 Die Zufriedenheitswerte zwischen 

dem Ministerpräsidenten Bodo Ra-
melow und der Partei Die Linke wie-
sen eine erhebliche Differenz auf. 
Während bei Infratest dimap 51% der 
Befragten mit der politischen Arbeit 
von Bodo Ramelow zufrieden waren, 
bewerteten zwei Drittel (63%) die Ar-
beit der Partei negativ.

n	 Studien zur »strategischen Wahl« 
bzw. der »psychologischen Schran-
ke« zeigen, dass Wählende in Mehr-
parteiensystemen dazu neigen, ihre 
Stimme nur dann einer Partei mit ei-
nem beliebten Spitzenkandidaten zu 
geben, wenn sie überzeugt sind, dass 
diese Partei tatsächlich eine Chance 
hat, entweder die 5%-Hürde zu über-
winden oder eine bedeutende Rolle in 
der kommenden Regierung zu spie-
len. Die rot-rot-grüne Minderheits-
regierung war weit davon entfernt, 
erneut eine eigene Mehrheit zu er-
langen. Unter Verweis auf ihren ana-
chronistischen Unvereinbarkeits-
beschluss hatte die CDU wiederholt 
ausgeschlossen, mit der Linken insti-
tutionell zusammenzuarbeiten. Auch 
das BSW orientierte öffentlich wahr-
nehmbar vor allem auf ein Bündnis 
mit der CDU. Dies ließ eine Stimm-
abgabe für Die Linke strategisch un-
plausibel erscheinen.

n	 Die Linke verliert in allen drei ost-
deutschen Ländern in den politischen 
Kompetenzfeldern drastisch. Diese 
Verluste in der Kompetenzzuschrei-
bung sind nicht zu externalisieren, 
sondern können und müssen aus-
schließlich innerhalb der Partei und 
dort, wo sie noch im Parlament sitzt, 
aufgearbeitet und überwunden wer-
den.

n	 Hinzu kommt, dass mehr als ein Drit-
tel der von Infratest dimap befrag-
ten Wählenden in Thüringen der Auf-
fassung sind, Die Linke würde »in 
der deutschen Politik nicht mehr ge-
braucht«. Zwar vertraten nur 3% der 
Linke-Wähler*innen diese Meinung, 
doch dürfte es bei fortgesetzter Kri-
se und Niedergang der Linkspartei 
schwerfallen, diesem Eindruck der 
Wahlberechtigten entgegenzutreten.

n	 Hinzu kommt in Thüringen, dass laut 
Infratest dimap bald zwei Drittel der 
Linke-Wählenden (60 %) angaben, 
ohne Bodo Ramelow nicht Die Linke 
zu wählen.

Die Dramatik wird nicht dadurch re-
duziert, dass andere Parteien vor ähn-
lichen Problemen stehen. Jeweils mehr 
als die Hälfte der Wählenden der CDU 
in Sachsen und Thüringen gaben an, 
die Union nur aus Angst vor einer noch 
stärkeren AfD gewählt zu haben. In 
Brandenburg waren dies sogar drei 
Viertel der SPD-Wählenden.

Bald zwei Drittel der Thüringer, 
mehr als die Hälfte der sächsischen 
BSW-Wählenden und 50% derjenigen 
in Brandenburg teilten gegenüber In-
fratest dimap mit, ohne Sahra Wagen-
knecht nicht BSW zu wählen. Das BSW 
ist neben der AfD die zweite »Denkzet-
tel«- und Protestwähler*innen-Partei. 
Ein Viertel der Thüringer BSW-Wählen-
den sowie je ein knappes Drittel derjeni-
gen in Brandenburg und Sachsen hätte, 
wenn das BSW nicht zur Wahl gestan-
den hätte, die AfD gewählt.

Das BSW ist bei diesen Landtags-
wahlen, um es auf den Punkt zu brin-
gen, der Todesstern der Linkspartei. Ge-
wählt wird das Bündnis in Thüringen zu 
52% aus Enttäuschung über andere Par-
teien und in Sachsen zu 70% sowie in 
Brandenburg zu 63% aus Enttäuschung 
über die Linkspartei (Infratest dimap). 
Das BSW gewinnt überdurchschnittlich 
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in den Altersgruppen ab 60-Jahre und 
älter. Umgekehrt proportional sind die 
Verluste in diesem Alterssegment bei 
der Linken am stärksten.

Während in Sachsen eine Mehr-
heitskoalition gebildet werden soll, ist 
in Thüringen – unter der Vorausset-
zung, dass die AfD nicht an der poli-
tischen Macht beteiligt wird – erneut 
nur eine Minderheitskoalition möglich. 
CDU, BSW und SPD verfügen über 44 
der 88 Landtagsmandate. In irgendei-
ner Weise wird mit der Thüringer Lin-
ken eine Übereinkunft getroffen werden 
müssen. Auch in Brandenburg besteht 
ein Patt von 44 Mandaten für SPD und 
CDU gegenüber ebenso viel Sitzen für 
AfD und BSW.

Wohin die Reise in Erfurt gehen 
wird, ist gegenwärtig offen. Der desi-
gnierte CDU-Ministerpräsident Mario 
Voigt glaubt, seine Koalition mit dem 
BSW, dessen innere Stabilität gegenwär-
tig mehr als offen ist, darauf aufbauen 
zu können, dass Die Linke im Landtag 
nie ein Regierungsvorhaben gemeinsam 
mit der AfD ablehnen würde. Dies ist 
ein folgenschwerer Irrtum. Denn anders 
als die Thüringer CDU und FDP wird 
Die Linke nie aktiv ein Gesetzesvor-
haben mit der AfD durch den Landtag 
bringen wollen. Aber mit einer die grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit der 
AfD entlarvenden und gleichzeitig die 
Regierungskoalition kritisierenden Ar-
gumentation Vorhaben des CDU-BSW-
Bündnisses abzulehnen, ist legitim und 
erforderlich. Wie stabil der Grund ist, 
auf dem Mario Voigt und Katja Wolf ste-
hen, muss wiederum nicht Die Linke 
diskutieren. Sowohl die Partei als auch 
die gesellschaftliche Linke haben ausrei-
chend eigene Aufgaben zu erledigen.

Das oben beschriebene Machbar-
keitsdilemma wird verstärkt durch die 
verbreitete Sorge, dass es kommenden 
Generation schlechter haben werden als 
die vorhergehenden Generationen. Stef-
fen Mau diagnostiziert eine »Verände-
rungserschöpfung« und meint damit im 
Wesentlichen dasselbe wie das Mach-
barkeitsdilemma.

Mag die Bewirtschaftung von Angst 
auf dem Markt der Wählenden einen 
höheren Ertrag versprechen, sollte eine 
linke, progressive Politik, die auch links
populistisch sein kann, soweit es sich 

um populäre Politik handelt, auf Zuver-
sicht statt Angst setzen. Progressive wa-
ren immer dann erfolgreich, wenn sie 
das Bild einer Zukunft entwarfen, für 
die es sich zu streiten lohnt. Nicht die 
Bewahrung des demokratischen Status 
quo ist die Aufgabe der Progressiven, 
sondern die Antwort auf die Frage nach 
einem »buon stato«, nach einer guten 
Gesellschaft. In diesem Sinne verstehen 
wir Fortschritt. Als das Versprechen ei-
ner Veränderung zum Besseren.

Progressive Politik in diesem Sinne 
beruht sowohl auf einer anschlussfä-
higen und offenen Vision, als auch auf 
konkretem praktischen Handeln im 
Hier und Jetzt. »Wer morgen sicher le-
ben will, muss heute für Reformen 
kämpfen«, hieß es 1972 in einem Bun-
destagswahlkampf. Das stimmt noch 
immer und sollte im Sound der Bundes-
tagswahl 2025 enthalten sein. Es ginge 
dabei um nicht mehr und nicht weniger 
als um die Überzeugung, dass die soziale 
und ökologische Demokratie den auto-
ritären Populismus überholt und dessen 
drohende Hegemonie abwendet, weil sie 
nicht allein das fragile Bestehende be-
wahrt, die Zukunft nicht die Vergangen-
heit ist, die durch eine andere Tür wie-
der hereintritt, sondern eben den »buon 
stato« anstrebt.

Der Begriff der »Progressiven« ist 
hierbei bewusst gewählt und das Ge-
genteil der diversen linken Bemühun-
gen um »Alleinstellungsmerkmale«. Ich 
verwende ihn im Wissen darum, dass 
kluge Linke den Begriff der »Progres-
siven« kritisch diskutieren. Alexander 
Brentler beispielsweise skizzierte 2021 
im Jacobin-Magazin die Progressiven 
als eine zentristische Strömung der sozi-
aldemokratischen und grünen Parteien, 
die den Kapitalismus verwalten und 
seine Verwerfungen zu glätten versu-
chen: »Die Vorstellung einer organisier-
ten arbeitenden Klasse, die als eigen-
ständiges politisches Subjekt agiert und 
die Wirtschaftsordnung in ihrem Inter-
esse grundsätzlich verändern könnte, ist 
ihnen fremd. Ihr Optimismus, das Ka-
pital durch einen regulierenden Staat 
einhegen zu können, rührt auch daher, 
dass sie schlicht nicht an mögliche Al-
ternativen glauben.«

Dennoch stellte er pragmatisch-nüch-
tern fest: »Zur Wahrheit gehört aber 

auch, dass die arbeitende Klasse nir-
gendwo in der westlichen Welt hinrei-
chend gut organisiert ist, um eine trans-
formative Politik derzeit aus eigener 
Kraft zu realisieren. Linke Gesellschafts-
entwürfe werden ohne einen zumindest 
zeitweisen Pakt mit dem progressiven 
Zentrum kaum umsetzbar sein.«

Anders als in Frankreich und an-
deren Ländern gibt es in Deutschland 
rechtliche und verfassungsmäßige Rah-
menbedingungen, die die Bildung von 
Wahlbündnissen oder gemeinsamen 
Listen zwischen Parteien einschränken 
oder erschweren. Listenverbindungen 
mehrerer Parteien sind wahlrechtlich 
ausgeschlossen. Trotz dessen spricht 
aus meiner Sicht viel dafür, ein progres-
sives Bündnis, das politische Parteien, 
Gewerkschaften und soziale Bewegun-
gen vereint, zu konzipieren. Es sollte da-
rauf beruhen zu wissen, was uns eint, 
anstatt uns von dem trennen zu lassen, 
was uns unterscheidet. Soziale Gerech-
tigkeit, Klimaschutz, Menschenrechte, 
faire Arbeitsbedingungen, eine gerechte 
Wirtschaftspolitik und eine starke De-
mokratie sind die Säulen, auf denen ein 
solches Bündnis ruhen sollte. Gewerk-
schaften und Bewegungen bringen ihre 
spezifischen Perspektiven ein, die für 
die Verwirklichung dieser Ziele uner-
lässlich sind.

Im Lichte der diesjährigen Wahler-
fahrungen mit einer starken Rechten 
sollten Wahlantritte dort, wo es geht, 
strategisch koordiniert werden, um pro-
gressive Direktmandate zu verstär-
ken. Eine gemeinsame (Wahl)Plattform 
»Worin wir uns einig sind« würde trotz 
getrennter Wahlantritte deutlich ma-
chen, dass uns und was uns als Progres-
sive eint. Es würde die wesentlichen 
Kernanliegen aller beteiligten Parteien, 
Gewerkschaften und Bewegungen um-
fassen und könnte dazu beitragen, eine 
klare, progressive Alternative deutlich 
zu machen. Ein progressives Bündnis 
in diesem Sinne würde und müsste die 
Vielfalt der progressiven Kräfte wider-
spiegeln. Einheit in der Vielfalt – Viel-
falt in der Einheit wäre eine Stärke, die 
es ermöglichen könnte, eine breitere ge-
sellschaftliche Basis zu erreichen und 
Mut zu machen.
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